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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Verlängerung der Amtszeit 
von Richtern und des Präsidenten des Bundesverfassungsgerichtes 

- Drucksache 1536 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

(16. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Verlänge- 
rung der Amtszeit von Richtern und des Prä- 
sidenten des Bundesverfassungsgerichtes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die am 6. September 1955 ablaufende 
Amtszeit von acht Richtern und des Präsi- 
denten des Bundesverfassungsgerichtes wird 
bis zum 31. August 1956 verlängert. 

(2) Die Versorgungsansprüche , die diese 
Richter nach den geltenden Vorschriften mit 
dem Tage des Ablaufs ihrer bisherigen Amts- 
zeit erwerben , bleiben unberührt. 


§2 

Soweit das Grundgesetz für das Land Ber- 
lin gilt oder die Zuständigkeit des Bundes- 
verfassungsgerichtes durch ein Gesetz Berlins 
in Übereinstimmung mit diesem Gesetz be- 
gründet wird, findet dieses Gesetz auch auf 
Berlin Anwendung. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 6. September 1955 
in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die im Sep- 
tember 1955 fälligen Wahl von Richtern des 
Bundesverfassungsgerichtes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Für die am 6. September 1955 ausscheiden- 
den acht Richter des Bundesverfassungsge- 
richtes werden die Nachfolger abweichend 
von der Vorschrift des § 4 Abs. 2 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) für 
eine Amtsdauer bis zum 31. August 1956 ge- 
wählt. Für den ausscheidenden Präsidenten 
wird der Nachfolger aus dem Kreise der in 
Satz 1 bezeichneten Richter vom Bundesrat 
gewählt. 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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